
In einem Seminar an der Universität 
Wuppertal wird KZ-Insassen unterstellt, 
»keine weiße Weste« gehabt zu haben. 
Dieses Geschichtsbild stößt nun auf brei-
ten Widerspruch.

SEBASTIAN WEIERMANN

Die Geschichte beginnt harmlos: In der »West-
deutschen Zeitung« war auf der Lokalseite für 
den Wuppertaler Stadtteil Barmen zu lesen: 
»Studenten stellen Ideen für Gedenkort vor.« 
Universitäre Lehre mit einem realen Beispiel 
des Konzentrationslagers Kemna; eine gute 
Idee, eigentlich. Wären da nicht zahlreiche 
Aussagen im Bericht der Zeitung, die aufhor-
chen lassen. So wird ein Student zitiert, der 
erklärt, man habe die Schwierigkeit gehabt, 
»einen passenden Ort für Opfer und Täter 
zu finden«. Die Zeitung führt aus: »Die Ein-
teilung in Opfer und Täter versuchen sie je-
doch zu vermeiden. Denn die Grenzen sei-
en schwammig.« Dazu erklärt eine Studentin, 
»natürlich« habe »niemand dieses Leid ver-
dient«. Es seien aber auch Täter zu Opfern 
geworden und umgekehrt.

Ulrike Schrader, Dozentin des Seminars, 
sagt dazu: »Rund 80 Prozent der Häftlinge 
waren Kommunisten und damit auch Geg-
ner der Weimarer Republik, also der Demo-
kratie.« Die »Westdeutsche Zeitung« ergänzt 
Schraders Ausführungen, niemand habe eine 
»weiße Weste« gehabt und man wolle nie-
manden zum Helden oder Vorbild machen. 
Kein Wort fällt darin zum Bündnis der Nati-
onalsozialisten mit reaktionären Eliten und 
Kapital; auch nicht dazu, dass den Nazis die 
Macht und damit der Zugriff auf alle Instituti-
onen des Staates friedlich übergeben wurden.

Das KZ Kemna lag am Rand von Wupper-
tal, in der ehemaligen Putzwollfabrik wurden 
von Juli 1933 bis Januar 1934 zwischen 2500 
und 3000 Menschen inhaftiert. Dabei handel-
te es sich vorwiegend um politische Häftlinge, 
Anhänger der Kommunistischen Partei und 
Sozialdemokraten. Bekannt ist das KZ für mi-
serable hygienische Verhältnisse, Willkür und 
Folter. Im öffentlichen Bewusstsein ist Kem-
na erst seit den 1980ern, als ein Mahnmal 
errichtet wurde. 2019 hat der Evangelische 
Kirchenkreis Wuppertal das Gelände des ehe-
maligen KZ gekauft, das Kirchenarchiv soll 
dort untergebracht werden und ein Gedenk-
ort entstehen. Ilka Federschmidt, Superinten-
dentin des Kirchenkreises, erklärt dies auch 
mit der Verantwortung der evangelischen Kir-
che. Statt die Inhaftierten zu unterstützen, 

habe die Kirche »in ihrem Leid die Gelegen-
heit, Kommunisten und Sozialisten zu missi-
onieren und in den Schoß der Kirche zurück-
zuführen«, gesehen. 

Federschmidt stellt sich in einer am Sonn-
tag veröffentlichten Stellungnahme gegen 
den Eindruck, der aus dem Seminar in der 
»Westdeutschen Zeitung« vermittelt wurde. 
Dass im Blick auf die in Kemna gefangenen 
Kommunisten nicht klar zwischen Tätern und 
Opfern zu unterscheiden sei, entspreche »in 
keiner Weise der klar geäußerten Position der 

evangelischen Kirche als Träger des Projektes 
zur Entwicklung eines Gedenkortes Kemna«. 
Die Superintendentin kündigte an, den »völ-
lig falschen Eindruck«, der durch das Seminar 
erzeugt wurde, aufzuarbeiten und die nöti-
gen Konsequenzen zu ziehen. Die Planung für 
den Gedenkort liegt in der Hand eines »ver-
sierten Fachbüros«, Zwischenschritte sollen 
transparent gemacht und diskutiert werden. 

Federschmidt stellte außerdem klar, dass 
ihre Begegnungsstätte Alte Synagoge weder 
die Planungsverantwortung habe noch für die 

Planungen in Kemna sprechen könne. Das ist 
besonders brisant, denn Ulrike Schrader leitet 
diese Begegnungsstätte. Hier stehen sich also 
zwei wichtige Akteure der Geschichtspolitik 
im Lokalen gegenüber. Interessant ist auch, 
dass das Statement der evangelischen Super-
intendentin erschienen ist, nachdem sich Ul-
rike Schrader schon zweimal über die Inter-
netseite der Universität geäußert hatte.

In ihrem ersten Statement erklärt Schra-
der, dass jeder Häftling zu Unrecht in Kem-
na gesessen habe. In der Zeitung habe es ei-
nen »besonders unglücklich verkürzten und 
missverständlich verknüpften Wortlaut« ge-
geben. Auch die Universitätsleitung beklagte 
sich über die Darstellung im Artikel. In einem 
zweiten, am Freitag erschienen Statement 
nahm Schrader dann vor allem ihre Studie-
renden in Schutz. Auf die öffentliche Präsen-
tation und erst recht einen Pressetermin hät-
te sie diese besser vorbereiten müssen, so die 
Selbstkritik. Auch erklärte Schrader, dass sie 
es bedauere, wenn »der Eindruck entstehen 
konnte, dass ich die Häftlinge des ›KZ Kemna‹ 
aufgrund ihrer Parteizugehörigkeit bewertet 
hätte«. Alle hätten dort gleichermaßen unter 
den Wachmannschaften gelitten.

Also alles nur ein Missverständnis in der 
Kommunikation? Der Vorfall gibt Hinweise 
auf ein fragwürdiges Geschichtsverständnis 
Schraders. Im letzten Herbst stellte der Ver-
ein zur Erforschung der sozialen Bewegun-
gen im Wuppertal beim Begleitausschuss der 
Partnerschaften für Demokratie einen Antrag 
auf Förderung einer Ausstellung. Es sollte um 
Opfer des Nationalsozialismus im Jahr 1933 
gehen. Der Begleitausschuss lehnte die För-
derung ab, formal weil kein Geld da war. Ul-
rike Schrader äußerte sich allerdings auch 
inhaltlich zum Antrag. Die Fokussierung auf 
die Pole »Täter - Opfer« erscheine ihr im An-
gesicht der Forschung zur Volksgemeinschaft 
»gestrig und obsolet«. Die Frage, warum die 
meisten Deutschen den NS unterstützten, las-
se sich nicht »anhand von Opfern und Tä-
tern« beantworten. Dies sorgte vor allem in 
den sozialen Medien für viel Empörung. Lo-
kalhistoriker wie Detlef Vonde oder der Es-
sayist Daniel Rapoport beklagten die Darstel-
lungen Schraders. Sie unterschätze die Rolle 
der frühen Konzentrationslager und die Re-
levanz der Bekämpfung politischer Gegner 
für die Nazis.

Im Lokalen wird der Streit über die »richti-
ge«Geschichtsauffassung weitergehen. Schra-
der stehen viele Initiativen nun kritisch ge-
genüber. Die Neigung zur Erforschung der 
Stadtgeschichte ist in Wuppertal ausgeprägt. 

An der Universität in Wuppertal gelten Kommunisten vor allem als Demokratiefeinde

Also alles nur ein Missverständnis 
in der Kommunikation? Der Vorfall 
gibt Hinweise auf ein fragwürdiges 
Geschichtsverständnis Schraders.

KZ-Gedenken sieht Opfer als Täter

Skulptur in der KZ-Gedenkstätte Kemna wirft
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BGH erleichtert Schadenersatz 
für Diesel-Kläger
Karlsruhe.  Autokäufern steht Schaden-
ersatz zu, wenn in ihrem Dieselfahrzeug die 
Abgasreinigung wegen eines sogenannten 
Thermofensters nicht ordnungsgemäß 
funktioniert. Der Käufer habe einen Schaden 
erlitten, wenn die Verfügbarkeit seines Fahr-
zeugs wegen einer drohenden Betriebsbe-
schränkung in Frage stehe, entschied der 
Bundesgerichtshof (BGH) am Montag in 
Karlsruhe in einem Grundsatzurteil. Der 
ganze Kaufpreis soll in solchen Fällen aber 
nicht rückerstattet werden, sondern ein so-
genannter Differenzschaden. (Az. VIa ZR 
335/21 u. a.) Die Entschädigung soll ge-
zahlt werden, wenn der Käufer darauf 
vertraut hat, dass sein Auto ordnungs-
gemäß funktioniert, sein Vertrauen ent-
täuscht wurde und er einen Vermögens-
schaden erlitt. Ob eine Abschalteinrichtung 
wie ein Thermofenster verbaut ist und ob 
sie zulässig ist oder nicht, muss dabei im 
jeweiligen Prozess festgestellt werden. Der 
BGH entschied erstmals, dass der Hersteller 
nicht nur dann haftet, wenn er Käufer ab-
sichtlich schädigte, sondern auch bei einem 
fahrlässigen Verhalten. Ohne Experten-
gutachten solle eine Summe zwischen 
5 und 15 Prozent des Kaufpreises gezahlt 
werden.  AFP/nd

Munitionsbeschaffung soll 
beschleunigt werden
Berlin.  Das Bundesverteidigungs-
ministerium will mit neuen Aufträgen für die 
Rüstungsindustrie die Beschaffung dringend 
benötigter Munition beschleunigen. Ein ent-
sprechender Rahmenvertrag sei nun be-
schlossen worden, um den »großen Be-
darf« an Munition zu decken, sagte ein 
Sprecher des Ministeriums am Montag in 
Berlin. Es wäre nicht möglich, diese »De-
fizite mit Einzelverträgen zu füllen«, sagte 
er. Weitere Details nannte der Sprecher zu-
nächst nicht. Unter einem Rahmenvertrag 
wird eine Vereinbarung zwischen einem 
öffentlichen Auftraggeber und Unternehmen 
verstanden, der grundsätzliche Bedingungen 
für eine Auftragsvergabe im Vertragszeit-
raum regelt. Auf Grundlage des Rahmen-
vertrags können dann Einzelverträge über 
konkrete Bestellungen geschlossen werden 
– dies geschieht dann in der Regel deutlich 
schneller als ohne Vorliegen eines Rahmen-
vertrags. Nach Informationen des »Spiegel« 
plant das Bundesverteidigungsministerium, 
dem Haushaltsausschuss des Bundestags 
noch vor der parlamentarischen Sommer-
pause neun Verträge für den beschleunigten 
Ankauf von Artillerie- und Panzermunition 
vorzulegen. So sollten beispielsweise die 
Firmen Rheinmetall und Diehl in den 
kommenden Jahren mehr Artilleriemunition 
für die Bundeswehr liefern.  AFP/nd

40 Prozent mehr 
Inobhutnahmen
Wiesbaden.  Die Jugendämter haben 
im vergangenen Jahr 40 Prozent mehr 
Kinder und Jugendliche zu deren Schutz 
vorübergehend in Obhut genommen. Ins-
gesamt stieg die Zahl auf 66 400, wie das 
Statistische Bundesamt am Montag in Wies-
baden mitteilte. Damit verstärkte sich eine 
bereits 2021 eingesetzte Entwicklung – 
damals hatte die Zahl der Inobhutnahmen 
um fünf Prozent leicht zugenommen. 
Hauptgrund für den Anstieg in beiden 
Jahren waren laut Statistikamt mehr un-
begleitet eingereiste Minderjährige aus dem 
Ausland. Während die Inobhutnahmen aus 
diesem Grund 2021 lediglich um 49 Prozent 
zugenommen hatten, stiegen sie 2022 um 
17 300 Fälle oder 153 Prozent. Angaben zu 
den Herkunftsländern der unbegleitet ein-
gereisten Minderjährigen finden sich in der 
Statistik nicht. Aus dem aktuellen »Bericht 
der Bundesregierung über die Situation un-
begleiteter ausländischer Minderjähriger 
in Deutschland« geht den Statistikern zu-
folge allerdings hervor, dass die meisten 
2021 und 2022 aus Afghanistan und Syrien 
kamen. Zum aktuellen Anstieg trugen aber 
auch andere Entwicklungen bei. Nach 
einem Rückgang in den Coronajahren 
2020 und 2021 nahmen im vergangenen 
Jahr erstmals wieder die Inobhutnahmen 
wegen dringender Kindeswohlgefährdung 
zu – und zwar um 1300 Fälle oder 5 Pro-
zent. Außerdem wandten sich vier Pro-
zent mehr Kinder und Jugendliche selbst 
mit der Bitte um eine Inobhutnahme an 
das Jugendamt. Mit 48 Prozent konnte fast 
jede zweite Inobhutnahme nach spätestens 
zwei Wochen beendet werden, jede dritte 
nach einer Woche. Gut jede zehnte Schutz-
maßnahme dauerte den Angaben zufolge 
mit drei Monaten oder mehr vergleichs-
weise lang.  AFP/nd

Die Allianz gegen Islam- und Muslim
feindlichkeit (Claim) veröffentlichte am 
Montag im Rahmen der Wochen gegen 
antimuslimischen Rassismus zum ers-
ten Mal ein Lagebild der Situation. Mus-
limische Jugendliche sind besonders im 
Schulkontext betroffen.

PAULINE JÄCKELS

Täglich finden im Schnitt mehr als zwei an-
timuslimische Übergriffe in Deutschland 
statt, darunter Diskriminierungen, körperli-
che Angriffe undh Sachbeschädigungen. Die 
Auswertung des ersten Lagebildes für das 
Jahr 2022 zeigt, dass sich antimuslimischer 
Rassismus durch alle Lebensbereiche musli-
mischer Menschen zieht: Wohnungssuche, 
Arztbesuch oder Schulalltag. Schon Kinder 
erleben antimuslimischen Rassismus, in ver-
baler wie auch körperlicher Form. Der Groß-
teil der erfassten Fälle findet im öffentlichen 
Raum statt und trifft vor allem muslimische 
Frauen, die laut Lagebild auch in Anwesen-
heit ihrer Kinder beleidigt oder körperlich 
angegriffen werden.

Aufgrund fehlender Beratungs- und Mel-
destrukturen, fehlendem Vertrauen von Be-
troffenen oder auch fehlender Expertise zu 
antimuslimischem Rassismus ist von einer 
gravierenden Dunkelziffer antimuslimischer 
Vorfälle auszugehen. Dazu zählt besonders 
antimuslimische Hassrede in sozialen Netz-
werken, die in dem Lagebild gar nicht er-
fasst wurde.

Im Rahmen des Lagebildes wurden für 
das Jahr 2022 insgesamt 898 antimusli-
mische Vorfälle dokumentiert – im Schnitt 

mehr als zwei Vorfälle pro Tag. Fast jeden 
zweiten Tag kam in Deutschland zu antimus-
limisch-motivierten körperlichen Übergrif-
fen und Sachbeschädigungen. Doch was ist 
eigentlich antimuslimischer Rassismus und 
wie äußert sich dieser im Alltag?

Ähnlich wie bei anderen Rassismusfor-
men unterliegt auch dem antimuslimischen 
Rassismus die falsche Annahme, muslimi-
sche Menschen seien essenziell »anders« und 
werden somit aufgrund einer vermuteten 
Herkunft als »fremd« und oft als besonders 
»bedrohlich« wahrgenommen. Solche orien-
talistisch geprägten Stereotype wurden vor 
allem in der europäischen Kolonialzeit ge-
prägt und in westlichen Ländern verbreitet; 
seiter werden sie je nach geschichtlichem 
Kontext weiter- und neu erzählt; wie zum 
Besipiel das Aufkommen des Bildes musli-
mischer Männer als Terroristen nach 9/11.

Im Alltag bedeutet das laut Lagebild, 
dass Menschen täglich angegriffen werden, 
aus rassistischen Gründen einen Job oder 
eine Wohnung nicht erhalten oder Kinder 
im Schulalltag diskriminiert werden. Beson-
ders alarmierend ist, dass erwachsene Tä-
ter*innen wiederholt Kinder sowie Frauen 
verbal als auch physisch attackiert haben.

»Menschen wurden in Deutschland auch 
im Jahr 2022 täglich zur Zielscheibe von ras-
sistischen Übergriffen, Erniedrigungen, Be-
leidigungen und von Ausgrenzungen – weil 
sie muslimisch sind oder man es annimmt. 
Jeder einzelne Fall kann psychische und fi-
nanzielle Auswirkungen auf das Leben von 
betroffenen Menschen haben. Was sie tag-
täglich in Deutschland erleben, bleibt der 

Mehrheitsgesellschaft oft unbekannt«, sagt 
Rima Hanano, Leitung der Allianz gegen Is-
lam- und Muslimfeindlichkeit (Claim), die 
das Lagebild veröffentlichte.

Vor allem im schulischen Kontext werden 
als muslimisch markierte Jugendliche laut 
Beratungsstellen vorschnell als »aggressiv« 
und »auffällig« eingestuft, berichtet Ceyhan. 
So sollen Maßnahmen wie das Einberufen 
von Klassenkonferenzen zur Reproduktion 
antimuslimischer Narrative und Zuschrei-
bungen beitragen und das Bild des »musli-
mischen Problemkindes« prägen.

Doch wie könnte man dem in Deutsch-
land so weit verbreiteten Phänomen des an-
timulimischen Rassismus entgegenwirken? 
Dazu formuliert Claim im Lagebild einige 
Handlungsempfehlungen: Um die Erfas-
sungslücke zu füllen, müssten bundeswei-
te Monitoringstrukturen ausgebaut und die 
dauerhafte Finanzierung der Beratungs- 
und Unterstützungsstrukturen gewährleis-
tet werden. Außerdem müsse eine einheit-
liche Arbeitsdefinition des antimuslimischen 
Rassismus etabliert werden. Auch eine »kon-
sequente Erfassung und Ahndung antimusli-
mischer Straftaten durch Strafverfolgungs-
behörden« wird im Lagebericht gefordert.

Auf die verschiedenen Unterformen an-
timuslimischen Rassismus, wie anti-pa-
lästinensischer Rassismus, dem Palästi-
nenser*innen besonders im Bezug auf die 
Nahostdebatte täglich ausgesetzt sind, wird 
im Lagebild nicht eingegangen. Gefördert 
wird das Lagebild vom Familienministeri-
ums im Rahmen des Bundesprogramms „De-
mokratie leben!“.

Erstes Lagebild zeigt erschreckendes Ausmaß bei antimuslimischem Rassismus in Deutschland

Zwei antimuslimische Vorfälle pro Tag

Berlin.   Der Hitzeschutzplan der Bun-
desregierung soll noch dieses Jahr umge-
setzt werden. »Wir wollen in diesem Som-
mer schon den Hitzeschutz verbessern«, 
sagte Lauterbach vor einem Treffen mit 
Verbänden und Experten zu seinen Plä-
nen am Montag. Dieser sei wichtig, weil 
aufgrund der Klimaerwärmung »die Zahl 
der Hitzetoten pro Jahr zunehmen« wer-
de. Schon am Montag sei die Webseite hit-
zeservice.de online gegangen. Dort könn-
ten Kommunen sich über Maßnahmen für 
einen besseren Hitzeschutz informieren.

Besser geschützt werden müssten 
nicht nur ältere Menschen, sondern auch 
Schwangere, Menschen mit chronischen 
Erkrankungen und Obdachlose, betonte 
Lauterbach. Dies seien vielfach Menschen, 
»die relativ leicht zu retten wären, wenn 
man einen Plan hat«.

Konkret gehe es im Hitzeschutzplan 
auch um die frühzeitige Warnungen vor 
Hitzewellen, sagte Lauterbach weiter. Das 
solle mit dem Deutschen Wetterdienst zu-
sammen organisiert werden. Die Warnun-
gen sollten über Radio, Fernsehen, aber 
auch etwas über SMS-Botschaften ver-
breitet werden. »Die Folgen der Klimakri-
se sind auch in Deutschland und in Europa 
angekommen«, sagte Bundesumweltmi-
nisterin Steffi Lemke (Grüne). »Deshalb ist 
es notwendig, dass wir uns um den Schutz 
der Bevölkerung in veränderten Klimazei-
ten kümmern.« Hier seien schon eine Rei-
he von Maßnahmen auf den Weg gebracht 
worden.   AFP/nd 

Webseite mit Maßnahmen für 
Kommunen seit Montag online

Schutzplan schon für 
diesen Sommer

»Rund 80 Prozent der Häftlinge 
waren Kommunisten und damit 
auch Gegner der Weimarer 
Republik, also der Demokratie.«

Ulrike Schrader  Leiterin des Seminars an der 
Universität Wuppertal
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